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Reformprogramm für Europa

die durch die Rettungsaktionen 
der EZB und der Rettungsschir-
me begründet ist, hat die Zinsen 
der Krisenländer auf historische 
Tiefststände gesenkt. Das führ-
te nicht nur zur Enteignung der 
Sparer. Es schuf zudem in den 
nicht mehr wettbewerbsfähigen 
Ländern neue Verschuldungsan-
reize, die so stark waren, dass 
sämtliche Vereinbarungen zur 
Beg ren -
zung der 
Schulden 
da rübe r 
zur Ma-
kulatur wurden. Weder Theo 
Waigels Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt noch der gehärtete Fis-
kalpakt aus dem Jahr 2012 konn-
ten die Schuldensucht bremsen, 
die Deutschland durch seine 
Mithaftung für die Schulden an-
derer Länder erzeugt hatte. 

Die Eurozone droht nun in ei-
nen Schuldensumpf zu rutschen, 
ähnlich wie es die USA in den 
ersten Jahrzehnten ihrer Existenz 
taten, nachdem der erste Finanz-

minister Alexander Hamilton die 
Schulden der Einzelstaaten zu 
Bundesschulden gemacht und 
bei den Staaten die Erwartung 
geweckt hatte, auch in Zukunft 
werde man sich zu Lasten des 
Bundes weiter verschulden kön-
nen. Als Folge der Schuldenex-
zesse sind in den Jahren 1838 bis 
1842 neun von damals neunund-
zwanzig Staaten und Territorien 

in Konkurs 
gegangen. 
Nichts als 
Hass und 
Streit war 

das Ergebnis einer gut gemeinten 
Solidaraktion. Der Streit trug bei 
zu einem  der schrecklichsten 
Bürgerkriege der Geschichte, der 
neunzehn Jahre später ausbrach. 

Erst nach dem Bürgerkrieg ver-
einbarten die amerikanischen 
Staaten ihr System der Selbst-
haftung der Einzelstaaten, das 
die Investoren wieder in die Ver-
antwortung nahm und sie davon 
abhielt, überschuldete Staaten 
zu finanzieren. Bis zum     >> 2 

Die EU muss ihren 
Weg verändern

Prof. Hans-Werner Sinn,
Präsident a.D. ifo Institut für 

Wirtschaftsforschung e.V.

Zur europäischen Integration 
gibt es keine Alternative, doch 
gerade weil das so ist, muss die 
EU ihren Weg verändern. Der 
jetzige Weg hat erkennbar in 
eine Sackgasse geführt. 
Weder der Euro noch 
die Regeln für die 
innereuropäische 
Migration und die 
Migration von au-
ßen funktionieren. 
Der Austritt Großbri-
tanniens, der Ausgang 
des Referendums in 
Italien und das 
Erstarken radi-
kaler Parteien 
in Süd- und 
Westeuropa 
sind die schon 
heute sicht-
baren Konse-
quenzen. Wenn Europa seinen 
bisherigen Kurs fortsetzt, werden 
mehr und mehr Brüche dieser 
Art auftreten, bis auch der Letzte 
merkt, dass der bislang einge-
schlagene Weg nicht zum all-
seits erstrebten Ziel führen kann. 
Die Wettbewerbskrise Südeu-
ropas wurde bislang durch öf-
fentliche Kredite und Garantien 

der Staatengemeinschaft, vor 
allem aber durch riesige Über-
ziehungskredite des Eurosystems 
übertüncht, die im Wesentlichen 

von der Bundesbank gewährt 
werden mussten. Im 

Fall des Falles haftet 
Deutschland für gut 
40% aller Kredite 
der Rettungsein-
richtungen und der 
EZB, die den Kri-
senländern gewährt 

wurden, aber nur an 
einem klei-
nen Teil der 
B e s ch l u s s -
fassung über 
diese Kre-
dite hat der 
B u n d e s t a g 
mitgewirkt . 
Auf dem Hö-

hepunkt der Krise gingen 83% 
der Kredite auf Beschlüsse des 
EZB-Rates zurück, das eigentlich 
nur ein technokratisches Gremi-
um für geldpolitische Maßnah-
men ist und in dem Deutschland 
trotz seiner Größe nur eine Stim-
me hat, so wie auch Malta. 
Die Gemeinschaftshaftung für 
die Schulden der Euroländer, 
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heutigen Tage kauft die US-No-
tenbank keinerlei Schuldpapiere 
der Einzelstaaten, obwohl eini-
ge der Staaten in argen Finanz-
nöten sind.  Demgegenüber hat 
die europäische Zentralbank im 
Rahmen ihres SMP-Ansatzes für 
223 Mrd. Euro Schuldpapiere 
der Krisenstaaten gekauft und 
will im Zuge ihres neuen QE- 
Programms bis Ende des Jahres 
2017 für weitere 1,8 Billionen 
Euro Staatspapiere der Euro-Mit-
g l i e d s t a a t e n  
gekauft haben. 

Die Geldflut 
lässt Böses ah-
nen, was die Geldwertstabilität 
betrifft. Schon heute ist es zu einer 
massiven Euroabwertung gekom-
men. Deutschland ist viel zu bil-
lig. Es hat sich seit 1995 um etwa 
18% im Vergleich zu den ande-
ren Euroländern verbilligt, und 
der Euro selbst ist gegenüber dem 
Dollar um etwa 22% zu billig. 
Das hilft zwar dem Export, doch 
schädigt es die Verbraucher, weil 
sie die Importwaren teurer bezah-
len müssen. Ähnlich wie Japan es 
Jahrzehnte lang tat, verschleudert 
Deutschland seine Produkte zu 
Lasten des Wohlstandes der Be-
völkerung. Auch führt die Unter-
bewertung zu einem Ausverkauf 
der deutschen Immobilien, Akti-
en und Firmen an die Investoren 
aus China und anderen Ländern. 

Die Bundesbank muss die Über-
weisungen an die Verkäufer kre-
ditieren, die zum Teil aus den 
Mitteln finanziert wurden, die 
durch den Rückkauf von südeu-
ropäischen Staatsanleihen durch 
die Notenbanken Südeuropas 
frei wurden. Vor allem kreditiert 
die Bundesbank die Rückkäu-
fe dieser Staatsanleihen bei in 
Deutschland ansässigen Inves-
toren, seien es deutsche Banken 
und Versicherungen, seien es in-
ternationale Investoren, die hier 
ihre Geschäfte machen. Dadurch 
entschuldet sie die südeuropäi-
schen Länder im Austausch ge-
gen bloße Target-Buchforderun-
gen gegen deren Notenbanken 
und ermöglicht es den Investoren 
der Welt, ihre südeuropäischen 
Staatspapiere gegen deutsche 

Vermögenswerte einzutauschen 
oder auch nur, Geld auf deut-
schen Konten in Sicherheit zu 
bringen. Die Überweisungskre-
dite, die die Bundesbank dem 
Rest des Eurosystems gewährte, 
haben mittlerweile mit 754 Mrd. 
Euro einen historischen Höchst-
stand erreicht. Das ist die Hälf-
te des im Wesentlichen durch 
Exportüberschüsse aufgebauten 
Nettoauslandsvermögens der 
deutschen Volkswirtschaft. 

Die Deut-
schen haben 
nun sehr viel 
Geld in der 

Hand, von dem sie nicht wissen, 
wie sie es anlegen sollen, aber 
dieses Geld ist im Wesentlichen 
nur eine Forderung gegen die 
Bundesbank, und diese Forderung 
ist allein durch Buchforderungen 
gegen den Rest des Eurosystems 
gedeckt. Da sich letztere ver-
mutlich in Luft auflöst, wenn es 
knallt, ist Deutschland erpressbar 
und wird zähneknirschend einer 
Euro-Transferunion mit einem eu-
ropäischen Finanzausgleich zu-
stimmen müssen, der dauerhaft so 
viele Finanzmittel nach Südeuro-
pa schiebt, dass damit die Schul-
den bedient werden können.  Wer 
das Euro-Gebiet und nicht die EU 
zu mehr Staatlichkeit entwickeln 
möchte, muss aber wissen, dass 
er damit eine Trennlinie durch 
Mitteleuropa längs der deutschen 
Ostgrenze zieht. Deutschland 
wird zum Zahlmeister einer neu-
en lateinischen Münzunion, und 
Bayern wird zum Grenzland. 

Die Transferunion selbst wird 
den Weg nach Europa vollends 
verbauen, weil Deutschland in 
Vorleistung geht, bevor es die 
notwendige und lang ersehnte 
politische Union erreicht hat. 
Bekanntlich will Frankreich eine 
solche politische Union, die zu 
allererst eine Sicherheitspartner-
schaft aufgrund einer Zusam-
menlegung der europäischen 
Armeen ist, auf gar keinen Fall. 
Gibt Deutschland sein Geld vor-
weg schon aus der Hand, wird 
es nie zur politischen Union 
kommen. Der Fehler, der mit 
der Euro-Einführung gemacht 

wurde, wird nur noch wieder-
holt und verschlimmert, wenn 
wir uns jetzt in eine Fiskal- oder 
Transferunion pressen lassen. 
Das Argument, ein Euro-Finanz-
minister sei dann in der Lage, 
Schuldendisziplin in Südeuropa 
zu erzwingen, ist nach den Er-
fahrungen mit den gescheiterten 
Schuldenpakten geradezu gro-
tesk. Wieder wird man Schul-
dendisziplin versprechen, das 
Geld schon einmal nehmen, 
und später Wege finden, die 
Vereinbarungen zu brechen. 

Deutschland wird sich auch kei-
ne Freunde machen, wenn es 
einer Fiskalunion zustimmt, wie 
es sich auch bislang schon keine 
Freunde durch die Rettungsar-
chitektur gemacht hat. Vielmehr 
wird sich Deutschland mit sei-
nem Beharren auf Schuldendis-
ziplin noch mehr isolieren und 
noch mehr Wiederstand spüren. 
Geld, das man in Aussicht stellt, 
kann Disziplin erwirken. Geld, 
zu dessen Hergabe man sich auf 
dem Wege fester europäischer 
Mechanismen und Entschei-
dungsregeln schon verpflichtet 
hat, hat solche Wirkungen nicht. 
Man kann auch nicht auf Solida-
rität rechnen, sollte man die an-
deren Länder 
selbst einmal 
b r a u c h e n . 
Wie es um 
diese Solida-
rität bestellt ist,  hat der vergebli-
che Versuch der Kanzlerin, ande-
re Länder an der Übernahme von 
Flüchtlingskontingenten zu betei-
ligen, in aller Klarheit bewiesen. 

Unser Land leistet Unglaubliches, 
in dem es die Flüchtlinge auf-
nimmt, aber holt sich einen Hau-
fen von Problemen ins Land, von 
denen die immer hässlicher wer-
denden Anschläge nur die Vor-
boten sind. Ähnliches gilt für den 
Zuzug von Armutsflüchtlingen 
aus den EU-Staaten des Balkans. 
Der innereuropäische Sozialtou-
rismus hat ein Ausmaß erreicht, 
das den Deutschen Städtetag be-
reits zu einem Alarmruf animiert 
hat. So kann es nicht weitergehen. 
Die anstehenden Austrittsver-
handlungen mit Großbritannien 

sollten genutzt werden, das ge-
samte Gefüge der europäischen 
Verträge zu verändern, denn zu 
viel läuft falsch in Europa. Das ist 
schon deshalb notwendig, weil 
Deutschland und die anderen 
freihandelsorientierten Länder 
mit dem Verlust Großbritanniens 
ihre Sperrminorität im Minis-
terrat verlieren und in Zukunft 
ohnmächtig werden mit ansehen 
müssen, wie die nicht mehr wett-
bewerbsfähigen Länder, Frank-
reich allen voran, die EU in eine 
Handelsfestung verwandeln, aus 
der sich die deutschen Export-
waren nur noch unter Mühen 
werden hinausschleusen lassen. 
Wann, wenn nicht jetzt, solange 
das Eisen noch heiß ist, sollte man 
die Änderung der EU-Verträge 
verlangen? Wenn Großbritanni-
en und Deutschland gemeinsam 
neue Lösungen verlangen, wird 
sich die EU bewegen müssen. 
Das heißt nicht, dass Deutsch-
land aus der EU austreten sollte, 
denn im Gegensatz zum Euro 
hat die EU bislang segensreich 
für Europa gewirkt. Es heißt nicht 
einmal notwendigerweise, dass 
Deutschland den Euro aufgeben 
sollte. Indes ist Großbritannien 
ein so großes Land – wirtschaft-
lich ist es so stark wie die zwan-

zig kleinsten 
E U - L ä n d e r 
zusammen –, 
dass eigent-
lich kein Stein 

auf dem anderen bleiben darf, 
wenn jetzt über die neue EU 
nachgedacht wird. Jetzt ist die 
Chance für Neuverhandlungen 
gekommen. Wenn wir noch zehn 
Jahre warten, ist Großbritannien 
draußen, und das Geld fort. 

Es folgt eine Kurzfassung meines 
Programms für die Neugründung 
einer erfolgreichen Union. Aus-
führlichere Begründungen fin- 
det man in meinem Buch „Der 
Schwarze Juni. Brexit, Flüchtlings-
welle, Euro-Desaster: Wie die 
Neugründung Europas gelingt.“

1. DIE ATMENDE WÄHRUNGS-
UNION

Die Eurozone wird zu einer at-
menden Währungsunion umge-

Die Geldflut 
lässt Böses ahnen

Es droht ein
Schuldensumpf
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wandelt, die geregelte Ein- und 
Austritte erlaubt. Länder, die ihre 
Wettbewerbsfähigkeit verloren 
haben, können den Euro verlas-
sen, um sie durch eine Abwertung 
wiederzuerlangen. Beim Austritt 
erhalten sie Übergangshilfen für 
den Kauf sensibler Importproduk-
te, die sie sich nicht mehr leisten 
können. Zu einem späteren Zeit-
punkt können sie, wenn sich ein 
stabiler Wechselkurs ihrer neuen 

Währung herausgebildet hat, zu 
den üblichen Bedingungen, wie 
sie auch für neu eintretende Län-
der gelten, wieder in den Eurover-
bund zurückkehren. 

2. KONKURSORDNUNG FÜR 
STAATEN

Neben der Austrittsmöglichkeit 
vereinbart die EU-Staatengemein- 
schaft (in Erfüllung der bereits 
vorhandenen Vorgaben der EU- 
Verträge, insbesondere Artikel 
125 AEUV) Regeln für den ge-
ordneten Konkurs eines Staates. 
Im Falle von Liquiditätsproble-
men, die einen vorübergehen-
den Charakter zu haben schei-
nen und das Land zwingen, 
Hilfsmittel des europäischen Ret-
tungsschirms ESM zu beantra-
gen, müssen die Inhaber der fäl-
lig werdenden Staatspapiere zu-
nächst eine Laufzeitverlängerung 
akzeptieren. Wenn sich danach 
trotzdem keine Entspannung der 
Liquiditätsproblematik zeigt, ist 
die Insolvenz zu erklären. Dann 
werden die Staatspapiere einem 
Schuldenschnitt unterworfen, 
und das Land tritt zumindest 
temporär aus dem Euro aus, um 
durch die Verbesserung seiner 
Wettbewerbsfähigkeit wieder 
kreditwürdig zu werden. 

3. GELDPOLITIK DER EURO-
PÄISCHEN ZENTRALBANK 
MIT MINIMALEM RISIKO

Die Risikoübernahme durch die 
EZB zu Lasten der Steuerzahler 

Europas muss ein Ende haben. 
Sie muss sich wieder auf die 
Geldpolitik konzentrieren. Des-
halb darf die EZB im Rahmen 
ihres Mandats nur noch Wertpa-
piere mit einem erstklassigen Ra-
ting kaufen. Staaten, die wollen, 
dass die EZB ihre Papiere kauft 
und nicht über ein erstklassiges 
Rating verfügen, müssen ihre Pa-
piere mit erstklassigen Pfändern 
besichern. Refinanzierungskre-

dite an die Banken 
müssen ebenfalls mit 
Wertpapieren besi-
chert werden, die ein 
erstklassiges Rating 
haben. 

4. TILGUNG DER TARGET-
VERBINDLICHKEITEN 

Nationale Notenbanken dürfen 
nur noch im Verhältnis zur Lan-
desgröße Geld durch die Kredit-
vergabe an die lokale Volkswirt-
schaft schaffen. Weichen sie von 
dieser Regel ab und lassen sie 
durch Nettoüberweisungen an 
andere Länder Target-Verbind-
lichkeiten entstehen bzw. dru-
cken sie physisch überproportio-
nal viele Banknoten, müssen sie 
diese Verbindlichkeiten jährlich 
tilgen ähnlich wie es zwischen 
den 12 Distrikt-Notenbanken 
der USA der Fall ist. Zur Tilgung 
eignen sich Gold oder erstklas-
sig besicherte Staatspapiere. Der 
jeweilige Nationalstaat hat eine 
Nachschusspflicht für etwaige 
Verluste seiner Notenbank.

5. EZB-STIMMRECHTE NACH 
DER HAFTUNG UND GRÖSSE 
DER MITGLIEDSLÄNDER

Die Stimmrechte im EZB-Rat 
werden nach der Größe der Haf-
tung der Länder vergeben, die 
selbst wiederum gemäß der Lan-
desgröße (Mittelwert von Bevöl-
kerungs- und BIP-Anteil) verteilt 
ist. Entscheidungen des EZB-Ra-
tes, die fiskalischen, also poten-
ziell umverteilenden Charakter 
haben, sind mit einer Mehrheit 
von 85 % der Stimmen zu treffen.

6. HEIMATLAND- STATT 
GASTLANDPRINZIP FÜR 
BEDÜRFTIGE EU-BÜRGER 

EU-Bürger und Bürger aus Län-
dern, die mit der EU assoziiert 
sind, erwerben das Anrecht auf 
soziale Leistungen eines Landes 
durch Geburt oder durch die 
Zahlung von Steuern und Sozi-
albeiträgen. Abgesehen von Leis-
tungen für Arbeitslose können 
EU-Bürger diese Leistungen in 
einem Land ihrer Wahl konsu-
mieren, können dort aber keine 
Ansprüche erheben. Ansprüche 
auf steuerfinanzierte Sozialleis-
tungen können sie im Gastland 
nur in dem Maße geltend ma-
chen, wie sie sie zuvor selbst 
durch Steuern finanziert haben. 

7. INKLUSION DER ASYLAN-
TEN, ABER ASYLANTRÄGE 
AUSSERHALB DER EU-
GRENZEN

Anerkannte Asylbewerber wer-
den wie einheimische Staats-
bürger in das Sozialsystem der 
Gastländer integriert, solange 
der Asylgrund besteht. Die Asyl-
anträge sind allerdings außer-
halb der EU-Grenzen zu stellen 
und nach einem für alle EU-Län-
der einheitlichen Verfahren zu 
entscheiden. Zu diesem Zweck 
richtet die EU im Einvernehmen 
mit ihren Nachbarn Antragsbe-
hörden auf deren Territorium 
ein. Sofern ein solches Einver-
nehmen nicht erzielbar ist, rich-
tet die EU auf ihrem eigenen 
Gebiet extraterritoriale Zonen 
ein, wie es beim sogenannten 
Flughafen-Verfahren der Fall ist, 
und führt die Asylverfahren dort 
durch. Nur anerkannten Asylbe-
werbern wird es gestattet, aus 
diesen Zonen in die EU zu reisen. 

8. GRENZSICHERUNG ALS 
EU-AUFGABE

Die EU-Länder sichern ihre 
Grenzen gemeinschaftlich, so-
dass sie eine praktisch lückenlo-
se Kontrolle über die Immigrati-
on haben. Auch die Schengen-
länder sichern ihre Außengren-
zen. Kommt die EU bzw. kom-
men die Schengen-Außenländer 
ihren Aufgaben nur unzurei-
chend nach, müssen die Natio-
nalstaaten ersatzweise ihre eige-
nen Grenzen sichern.

9. HILFEN FÜR SCHWÄCHER 
ENTWICKELTE EU-NACHBAR-
STAATEN

Die EU integriert sämtliche 
schwächer entwickelte Anrai-
nerstaaten in ein Abkommen 
über Freihandel und freien Kapi-
talverkehr mit dem Ziel, diesen 
Ländern eine gute Chance für 
einen raschen wirtschaftlichen 
Aufschwung zu geben und den 
Migrationsdruck zu senken. 
Außerdem organisiert sie ein 
spezielles Entwicklungshilfepro-
gramm für diese Länder, das dar-
auf setzt, die staatliche Infrastruk-
tur so zu verbessern, dass sich die 
private Wirtschaft entfalten kann. 

10. AUSSETZUNG DES MIN-
DESTLOHNS, ABER »AKTIVIE-
RENDE SOZIALPOLITIK«

Der Mindestlohn wird für Be-
rufsanfänger für fünf Jahre aus-
gesetzt, und zwar unabhängig 
davon, ob es sich um Einwande-
rer oder Einheimische handelt. 
An die Stelle des Mindestlohns 
tritt eine »Aktivierende Sozial-
politik« mit Lohnzuschüssen. 

11. PUNKTESYSTEM FÜR 
HOCH QUALIFIZIERTE MI-
GRANTEN

Die EU-Länder erlauben die 
Einreise von hoch Qualifizier-
ten nach einem Punktesystem, 
das sich am kanadischen Mus-
ter orientiert, doch auch jeweils 
auf den nationalen Bedarf an 
Arbeitskräften ausgerichtet ist. 
Abgelehnte Asylbewerber er-
halten auf der Basis eines sol-
chen Punktesystems eine zwei-
te Chance auf ein dauerhaftes 
Bleiberecht im Gastland. 

12. FREIHANDEL UND FREIER 
KAPITALVERKEHR OHNE AR-
BEITNEHMER-FREIZÜGIGKEIT: 
REGELN FÜR ASSOZIIERTE 
EU-MITGLIEDER 

Die EU bietet jenen Nachbarlän-
dern, die wirtschaftlich stark sind, 
aber nicht zur EU gehören wol-
len, den Status eines assoziierten 
Mitglieds an. Dieser Status ist ei-
nerseits durch einen Freihandel 

Brexit-Verhandlungen 
nutzen – Gefüge der 

Verträge ändern
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mit Gütern und Dienstleistungen 
sowie einen freien Kapitalver-
kehr gekennzeichnet. Anderer-
seits gestattet er eine Begrenzung 
des freien Personenverkehrs. 
EU-Ländern steht es frei, jeder-
zeit in den Status eines assozi-
ierten Mitglieds zu wechseln.

13. EUROPAWEITE NETZE

Die europaweiten Netze im Be-
reich des Internet, der Telefonie, 
der Straßen und Schienen sowie 
des Strom- und Gasverbunds 
werden weiter ausgebaut. Die 

staatlichen Fernsehsender al-
ler EU-Länder werden für alle 
EU-Bürger frei verfügbar. Alle 
Netzwerknormen mit internati-
onaler Bedeutung sind zu har-
monisieren.

14. EIN EUROPÄISCHER SUB-
SIDIARITÄTSGERICHTSHOF 

Der Gerichtshof hat die Aufgabe, 
EU-Projekte, -Verordnungen und 
-Richtlinien daraufhin zu über-
prüfen, ob sie dem Subsidiaritäts-
prinzip des EU-Vertrages entspre-
chen, nach dem nur solche Akti-

vitäten auf EU-Ebene angesiedelt 
werden, die nachweislich nicht 
auf untergeordneten Gebietskör-
perschaften stattfinden können. 

15. GEMEINSAME ARMEE, 
GEMEINSAME SICHERHEITS-
POLITIK

Die EU-Länder legen ihre Armeen 
zusammen, stellen sie unter ein 
einheitliches Kommando und ver-
einheitlichen die mit der Verteidi-
gung verbundene Beschaffungs-
politik. Sie koordinieren ihre Po-
lizei- und Sicherheitsdienste und 

normieren und verbessern die 
Kommunikationswege zwischen 
ihnen. Betreiben gemeinsame 
Außenpolitik in Sicherheitsfragen, 
die allerdings so begrenzt werden 
muss, dass sie nicht zum Zwecke 
des Wirtschaftsprotektionismus 
missbraucht werden kann. 

Aus: „Der Schwarze Juni: Brexit, 
Flüchtlingswelle, Euro-Desaster – 
Wie die Neugründung Europas 
gelingt“ (11. Oktober 2016, von 
Hans-Werner Sinn)

HANS-WERNER SINN 

Liebe Mitglieder des 
Wirtschaftsbeirats,

die letzten Jahre haben im 
Bundeswirtschaftsministerium 
offensichtlich tiefe Spuren hin-
terlassen. Mit einem aktuellen 
Papier zur Lohnentwicklung 
in Deutschland hat sich das 
Bundeswirtschaftsministerium 
im August unmittelbar in den 
Wahlkampf eingemischt. Das 
Papier stellt fest, im Jahr 2015 
wären die realen Bruttolöhne 
der unteren 40 Prozent zum 
Teil deutlich niedriger als 1995 
während die oberen 60 Prozent 
deutliche Zuwächse verbucht 
hätten. Niedrige Einkommen 
und untere Lohngruppen wür-
den von der positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung nicht 
profitieren, so das Papier aus 
dem Bundeswirtschaftsministe-
rium. Es bestehe eine Lohnun-
gleichheit auf hohem Niveau, 
die Einkommensschere werde 

immer größer. Die Lösung liegt 
für Bundeswirtschaftsministerin 
Zypries und Staatssekretär Mach-
nig in höheren Löhnen. Spielräu-
me seien vorhanden. Ordnungs-
politik wird durch Umverteilung 
ersetzt. 

Für ein fundiertes Urteil ist es frei-
lich ratsam, einige weitere Fakten 
miteinzubeziehen. Man kann 
nicht einfach die unteren Lohn-
gruppen von heute mit denen 
von 1995 vergleichen. Es ist zwi-
schenzeitlich einiges geschehen. 
So haben die Reformen der Agen-
da 2010 beigetragen, Millionen 
vormals arbeitsloser Menschen in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Im Jahr 2005 waren 4,9 Millio-
nen Menschen in Deutschland 
ohne Arbeit, 2016 waren es nur 
noch 2,7 Millionen. Das heißt, 
weit über 2 Millionen Menschen 
haben in den letzten zehn Jahren 
den Sprung von der Arbeitslosig-
keit in die Beschäftigung, d.h. von 
Null Euro Einkommen auf posi-
tive eigene Verdienste geschafft. 
2004 gab es fast 2 Millionen 
Langzeitarbeitslose, heute nur 
noch 1 Million. Das Prinzip För-
dern und Fordern hat beigetragen, 
dass gerade viele Geringqualifi-
zierte eine Arbeit aufgenommen 
haben. Wer angesichts dieser 
Zahlen behauptet, weniger Qua-
lifizierte Arbeitnehmer würden 
vom Aufschwung nicht profitie-
ren, blendet einen großen Teil der 
Realität aus. Auch ifo-Chef Fuest 
stellt fest, dass die Ungleichheit 
bei den Einkommen zuletzt abge-
nommen hat, weil vorher Arbeits-

lose in den Arbeitsmarkt integriert 
werden konnten. 

Wer bei der Analyse wichtige 
Daten ausblendet, kommt not-
gedrungen oder willentlich zu 
falschen bzw. ideologischen 
Schlüssen. Ein mehr an Umver-
teilung à la Zypries und Machnig 
über exzessive Lohnerhöhungen 
würde direkt zurück in die Pro-
bleme sinkender Wettbewerbs-
fähigkeit der Wirtschaft und von 
Jahr zu Jahr steigender Arbeitslo-
sigkeit der früheren Jahre führen. 

Umgekehrt wird ein Schuh 
draus. Die beschäftigungs- und 
arbeitsmarktpolitische Erfolgs-
bilanz der letzten zehn Jahre ist 
zurückzuführen auf eine mode-
rate Lohnpolitik der Tarifpartner 
über Jahre hinweg, auf die Re-
formen der Agenda 2010 sowie 
auf einer konsequenten Stei-
gerung unserer internationalen 
wirtschaftlichen Wettbewerbs-
fähigkeit durch Politik und Un-
ternehmen. Davon profitieren 
letztendlich auch die Beschäftig-
ten. Die Arbeitslosigkeit ist auf 
den Tiefstständen der 90er Jahre, 
die Beschäftigung auf einem his-
torischen Hoch. Die Reallöhne 
sind in den letzten Jahren konti-
nuierlich gestiegen, allein 2016 
um 1,8 Prozent. In einigen Bran-
chen lagen die jüngsten Lohner-
höhungen rund 5 Prozent. Dass 
sich eine Politik, die auf wirt-
schaftliche Dynamik setzt, für 
die Bürger auszahlt, zeigt nicht 
zuletzt Bayern. Als wirtschafts-
starkes Land haben wir Spit-
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zenwerte beim Wohlstand, wir 
haben Vollbeschäftigung, die 
Jugendarbeitslosigkeit ist ver-
schwunden und die Armut ist 
im Freistaat mit am geringsten 
unter allen Ländern. 

Es ist eine Weile her, dass das 
Bundeswirtschaftsministerium 
treibende Kraft der Ordnungs-
politik und der strukturellen 
Reformen war. Umverteilung 
und staatlicher Interventionis-
mus hindern uns, die Chan-
cen neuer Zukunftstrends in 
vollen Umfang für unser Land 
zu nutzen. Die Politik sollte 
sich auf die gesellschaftlichen 
Ziele konzentrieren, den Weg 
dazu aber den kreativen Kräf-
ten freier Bürger und Unter-
nehmer überlassen. Sie sollte 
einen leistungsfördernden 
Ordnungsrahmen schaffen, 
Impulse für Investitionen und 
Innovationen setzen aber kei-
ne Technologien vorschreiben. 
Sie sollte unsere internationale 
Wettbewerbsfähigkeit fördern, 
nicht bremsen. Es ist Zeit für 
eine Rückbesinnung auf die 
Kraft der Ordnungspolitik für 
eine freie Gesellschaft und den 
Erfolg von Strukturreformen 
für unser Land. Es wird Zeit 
für einen Kurswechsel im Bun-
deswirtschaftsministerium. Die 
Regierungsbildung in Berlin 
gegen Ende des Jahres ist dazu 
die beste Gelegenheit. 

Mit herzlichen Grüßen
Ihr Dr. Johann Schachtner
Generalsekretär


